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Für den Sc h u 1 bau haben wir in den vergangenen 

vier Jahren 672 Millionen DM an Landeszuschüssen 

bereitgestellt. Dieses Schwerpunktprogramm unserer 

Politik werden wir zielstrebig fortführen. 

Mehr und mehr wollen wir unsere Schulen auch für 

außerschulische Veranstaltungen öffnen: 

für den Sport, für die Weiterbildung, für die Eltern, 

für alle Bürger. 

Der Chancengerechtigkeit dient auch die Fahrtkosten -

er s tat tun g, die das Land den Vollzeitschülern gewährt. 

In einem Flächenstaat wie Rheinland-Pfalz entstehen große 

Unterschiede und Ungerechtigkeiten durch die unterschied­

lichen Entfernungen zwischen Wohnsitz und Schulstandort. 

Deshalb hat die CDU zeitlich und sachlich der Fahrtkosten­

erstattung den Vorrang vor der allgemeinen Lernmittel­

freiheit gegeben. Aber auch die Lernmittelfreiheit führen 

wir schrittweise ein: Schon bisher bestand sie an den 

Sonderschulen; mit Beginn des Schuljahres 1974/75 ist 

sie für die Klassen 5 bis 8 aller Schulen eingeführt 

worden. Für Fahrtkostenerstattung, Lernmittelfreiheit und 

Ausbildungsförderung werden inzwischen bei uns jährlich 

über 150 Millionen DM aufgewendet. 

- 11 -



• 

• 

- 11 -

Die Inflation trifft alle. 

Die Grenzen der Leistungsfähigkeit der öffentlichen Hand 

werden zunehmend deutlicher. Steigende Inflationsraten, 

Arbeitslosigkeit und sinkendes Wirtschaftswachstum tref­

fen nicht nur jeden einzelnen, sie zehren auch an den 

öffentlichen Kassen und damit an den Aufwendungen für die 

Bildungspolitik. Deshalb können wir auch im Bildungswesen 

nicht alles Wünschenswerte gleichzeitig verwirklichen . 
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5. Lehrerbildung und Lehrerfortbildung werden verbessert. 

Die Lehrerbildung ist in den letzten Jahren wesentlich 

verbessert worden. Das Trierer Lehrerbildungsmodell 

setzt neue Akzente und erprobt neue Modelle ! 

Wenn der Schulunterricht den Erfordernissen von heute 

entsprechen soll, müssen die Lehrer mit dem Entwick­

lungsstand der Wissenschaft und mit der für ihren Unter­

richt wesentlichen Realitäten der Berufs- und Arbeitswelt 

verbunden bleiben. Deshalb fördern wir die Lehrerfort­

bildung an staatlichen und an von freien Trägern unter ­

haltenen Institutionen und die Weiterbildungsprogramme 

in Zusammenarbeit mit Funk und Fernsehen . 
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6. Hochschulen - Stätten des Geistes und der Freiheit. 

Durch eine zielstrebige Hochschulpolitik sind die Hoch­

schulen in Rheinland-Pfalz arbeitsfähig geblieben. Zu 

jeder Zeit konnten sie ihre Aufgabe erfüllen, durch die 

Freiheit von Forschung und Lehre ein Ort geistiger 

Auseinandersetzung zu sein. Die CDU hat dafür gesorgt, 

daß in Mainz, Trier, Kaiserslautern oder Koblenz nie 

Zustände eingerissen sind, wie in Bremen, Berlin oder 

Frankfurt.( Wir haben ein Hochschulgesetz erarbeitet, 

das durch das Bundesverfassungsgericht nicht aufgehoben 

werden mußte). Wir werden dafür sorgen, daß junge Men­

schen, die ihre Befähigung unter Beweis stellen, auch 

künftig ungehindert studieren können. 

In den vergangenen Jahren wurden die Hochschulen unseres 

Landes weiter ausgebaut. In Kaiserslautern und in Trier 

wurden neue Universitäten gegründet. Dies ist zugleich 

auch ein Beitrag zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur 

dieser Räume. 

Die Universität Mainz wurde wesentlich erweitert. Die 

Leistungsfähigkeit der Erziehungswissenschaftlichen Hoch­

schule und der Fachhochschule Rheinland-Pfalz konnte in 

den letzten Jahren wesentlich gesteigert werden. 
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Die Zahl der Studenten an den rheinland-pfälzischen Hoch­

schulen stieg zwischen 1971 und 1973 um 7 000. Bis 1978 

sollen weitere 8 300 neue Studienplätze hinzukommen. Dann 

wird es in Rheinland-Pfalz, wo es 1945 noch keine Univer­

sität gab, rund 40 000 Studenten geben. Die CDU wird dafür 

sorgen, daß sich die Vermehrung von Studienplätzen am tat­

sächlichen Bedarf ausrichtet und daß die vorhandenen Kapa­

zitäten so gut wie möglich genutzt werden. Dennoch wird es 

nicht gelingen, den Numerus clausus schon bald zu beseitigen. 

Solange er fortbesteht, müssen wir ein gerechteres Auswahl­

verfahren finden als das jetzige. Die Verteilung von Studien­

plätzen soll nach möglichst objektiven und sachbezogenen 

Maßstäben vorgenommen werden. Alternative Ausbildungs­

und Berufswege müssen geschaffen werden, die auch denen 

eine Chance eröffnen, die aufgrund der Zulassungsbe­

schränkungen von den Hochschulen abgewiesen werden müssen . 

Schwerpunktaufgaben der Hochschulpolitik ist die Weiterführung 

der Studienreform. Für die Ausbildung von Lehrern, Juristen 

und Betriebswirten sind neue Studienordnungen bereits einge­

führt. Andere werden entwickelt. Ziel ist auch eine Verkürzung 

der durchschnittlichen Studienzeiten. Es kann nicht angehen, daß 

einige unbegrenzt Studienplätze blockieren. Wir wolle~ daß 

möglichst viele zügig studieren können. 
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7 · Mach 'mehr aus Dir - die Weiterbildung. 

Die ständige Weiterentwicklung von Wissenschaft und 

Technik erfordert immer dringlicher ein umfassendes 

Angebot an Weiterbildungsmöglichkeiten für alle Bürger. 

Deshalb haben wir ein neues Weiterbildungsgesetz vor­

gelegt. Es sieht den stufenweisen Ausbau der Weiterbildung in 

unserem Lande vor. Jeder Bürger soll die Möglichkeit haben, 

unter verschiedenen, konkurrierenden Angeboten auszuwählen. 

Daher werden freie Träger , Kirchen und Gewerkschaften 

gleiche Chancen erhalten wie andere Einrichtungen der Fort­

und Weiterbildung. 

Der Weiterbildung dient auch, daß die Bürger in allen Teilen 

unseres Landes Zugang zu gut ausgestatteten Bibliotheken 

haben. Illre Leistungsfähigkeit muß weiter gesteigert werden. 

Deshalb haben wir in einem Bibliotheksentwicklungsplan die 

Schwerpunkte festgelegt. 

Durch die Förderung von Bildungsprogrammen im Medien­

verbund, wie zum Beispiel dem Telekolleg I (Erwerb der 

Fachschulreife), dem Telekolleg II (Erwerb der Fachhoch­

schulreife) und dem Funkkolleg wird das Weiterbildungsan­

gebot auch in Zukunft unter Einbeziehung aller technischen 

Möglichkeiten erweitert werden. 
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8. Kunst und Künstler, Theater, Orchester, Museen fördern 

Unser schönes Land ist überaus reich an Zeugnissen der 

Vergangenheit: 

Burgen und Schlössern, historischen Bauten und alten 

Siedlungskernen. 

Wir werden sie bewahren, denn unsere Vergangenheit 

braucht eine Zukunft. Deshalb werden wir der Denkmals­

pflege eine neue, zeitgemäße einheitliche gesetzliche 

Grundlage geben. Ein Beispiel für die Zukunftssicherung 

unserer Vergangenheit hat das Land durch den Erwerb des 

Nachlasses des bedeutenden pfälzischen Impressionisten 

Slevogt gegeben. 

Die Landesregierung hat festgelegt, daß ein bestimmter Teil 

der Kosten öffentlicher Bauten für deren künstlerischen Aus­

gestaltung verwendet werden muß. Dieses Programm "Kunst 

am Bau" verstehen wir als Beitrag zur Förderung der Künstler 

und der Kunst in unserem Land . 

Als Begegnungsstätte zwischen Künstlern und ihrem Publikum 

findet der Bahnhof Rolandseck im Norden unseres Landes weit 

über die Grenzen von Rheinland-Pfalz hinaus Freunde. Mit der 

gleichen Zielsetzung hat das Land die Villa Ludwigshöhe im 

Süden von Rheinland. Pfalz erworben. 
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Das Theater ist Stätte der Unterhaltung und Entspannung, 

aber in verstärktem Maß auch Forum geistiger Auseinander­

setzung. Die CDU wird deshalb die kommunalen Theater und 

Orchester weiterhin nach Kräften unterstützen. Mit der Über­

nahme der beiden Orchester - Philharmonisches Orchester 

der Pfalz und Rheinische Philharmonie - in staatliche Träger­

schaft, haben wir einen großen Schritt getan, das musikalische 

Angebot für die Bürger unseres Landes zu verbessern. Diese 

Initiative ist beispielhaft für die Bundesrepublik Deutschland. 

Das starke musische Interesse der Menschen unseres Landes 

wird deutlich in der großen Beteiligung, besonders auch der 

Jugend in Gesangvereinen, Chören und Musikkapellen . Dieses 

Interesse rechtfertigt eine intensive staatliche Förderung und 

Unterstützung. Wir werden sie in gleicher Weise fortsetzen 

wie bisher. Ebenso wichtig ist die schwerpunktmäßige Förderung 

der in den letzten Jahren in den Städten und Gemeinden einge­

richteten Musikschulen. Auch diese Förderung werden wir 

fortführen. 

Unsere Museen sollen lebendige Treffpunkte mit der Vergangen­

heit sein, nicht verstaubte Hallen, die niemand aufsucht. Sie 

haben Anspruch auf Förderung, aber ihre Schätze müssen noch 

besser als bisher der Allgemeinheit zugänglich gemacht werden. 
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Die CDU wird dafür sorgen, daß Kunst und Kultur in 

unserem Lande ihren besonderen hohen Stellenwert 

behalten. Damit sichern wir auch ein Stück des Freiheits­

raumes, den der einzelne braucht, damit er mehr aus 

seinem Leben machen kann . 
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9. Die Kirchen als Partner sehen 

Kirchen und Staat ergänzen sich im Dienst am Menschen 

in vielfältiger Weise. Die CDU gewährleistet, daß die 

partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Staat und 

Kirche auch weiterhin unter Achtung der eigenständigen 

Aufgaben fortgeführt werden kann . 

Schulen, Lehrerfortbildungsinstitute, Hochschulen und 

Weiterbildungseinrichtungen in freier Trägerschaft er-

weitern das öffentliche Angebot und geben damit dem Bürger die 

Möglichkeit auszuwählen. Die CDU will Alternativen ermöglichen. 

Sie überträgt öffentliche Aufgaben nicht nur dem Staat, sondern 

stärkt und fördert auch freie Initiativen. Die CDU lehnt den 

Wertneutralismus als verordnete Staatsreligion ab. Wer die 

Frage nach dem Woher und dem Wohin des Menschen aus 

dem Unterricht der Schulen streicht, verkürzt damit den 

Anspruch auf Menschlichkeit . 
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Zahlreiche fortschrittliche Ideen und neue Kon -

zeptionen hat die CDU in Rheinland -Pfalz schon 

verwirklichen können. Beispielhafte Wege sind 

auf vielen Gebieten des Gesundheitswesens in 

unserem Land beschritten worden. 

Unser Ziel: Der Fortschritt der Me­

dizin soll allen Bürgern zugute kom -

men. 

Oberster Grundsatz: Gesundheitspoli -

tik darf dem Willen und der freien 

Entscheidung des einzelnen weder zu -

widerlaufen noch vorgreifen. Eine 

Verstaatlichung des Gesundheitswesens 

lehnen wir ab. 
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1. Die ärztliche Versorgung sichern 

Die CDU setzt sich dafür ein, daß die ambulante 

ärztliche Versorgung durch niedergelassene Ärzte 

und Zahnärzte in freier und unabhängier Berufs­

ausübung sichergestellt werden kann. 

Mit Unterstützung der CDU Rheinland -Pfalz haben 

die kassenärztlichen Vereinigungen auf der Basis 

von Analysen den Entwurf eines Bedarfsplans für 

unser Land entwickelt. In Zusammenarbeit mit 

Krankenkassen, kommunalen Gebietskörperschaften 

und Landesregierung sollen damit regional und 

strukturell bedingte Engpässe in der ärztlichen 

Versorgung überwunden werden. Dies gilt ins­

besondere für ländliche und Stadtrandgebiete. Die 

CDU wird darauf achten, daß die Lösung dieses 

Problems im Rahmen der Selbstverantwortung 

und Selbstverwaltung der Ärzte erfolgt. 

Zur Sicherstellung der ambulanten ärztlichen und 

zahnärztlichen Versorgung und zur Beseitigung 

vorhandener Engpässe sieht die CDU u. a. folgende 

Wege: 

Studenten, die sich für eine ärztliche 

Tätigkeit in unterversorgten Gebieten 

bereiter klären, sind bevorzugt zum 

l\1edizinstudium zuzulassen; 

- 3 -



- 3 -

finanzielle Förderung ärztlicher Nieder -

lassung in unterversorgten Gebieten über 

den bisherigen Umfang hinaus; 

Gemeinschafts - und Gruppenpraxen, 

Praxisgemeinschaften, Apparategemein -

schaften sind dort, wo es der Bedarf 

erfordert, in verstärktem Maße zu 

verwirklichen. Durch den Zusammen­

schluß insbesondere von Fachärzten 

"unter einem Dach" läßt sich die ärzt­

liche Versorgung effektiv verbessern. 
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2. Den öffentlichen Gesundheitsdienst verbessern 

In Rheinland-Pfalz hat die CDU eine Vielzahl von Ini­

tiativen, gezielten Maßnahmen und Reformen verwirk­

licht uqd dadurch den öffentlichen Gesundheitsdienst 

für alle spürbar verbessert. 

Ein Schwerpunkt dabei ist die allgemeine Gesund -

heitserziehung und die Information darüber, wie 

man gesund bleiben kann. 

Alle Maßnahmen und Angebote im Gesamtbereich 

des Gesundheitswesens bleiben wirkungslos ohne die 

aktive Mitwirkung des einzelnen Bürgers. Der Grund­

satz der Selbstverantwortung für die eigene Gesund -

heit muß allen Bürgern bewußt werden. Dabei ist 

es eine wichtige Aufgabe einer verantwortungsbe­

wußten Gesundheitspolitik, die Bevölkerung umfas -

send zu informieren, und zwar 

in der Lehrerausbildung, 

in der Schule, 

in der Erwachsenenbildung, 

in Zeitung, Rundfunk und Fernsehen. 

Die CDU fördert alle Maßnahmen, mit deren Hilfe 

in den Lebensgewohnheiten, insbesondere in den 

Ernährungsgewohnheiten, im Genußmittelverbrauch, 

hinsichtlich des Medikamenten - und Drogenmiß -

brauchs und in der Freizeit- und Urlaubsgestaltung 
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eine bewußte Umstellung auf eine gesunde Lebens -

führung zu erzielen sind. Dazu gehören 

- die Umstellung der Ernährung auf die 

veränderte Lebens- und Arbeitsweise 

einer hochzivilisierten Bevölkerung, 

- die richtige Ernährung von Kindern 

und Jugendlieben, 

- die richtige Ernährung des alternden 

Menschen. 

Die CDU hat erreicht, daß jedem einzelnen Bürger 

in unserem Land sehr günstige Chancen zur Erhal -

tung seiner Gesundheit geboten werden. Ein umfang­

reiches Vorsorgeprogramm steht für alle zur Verfü­

gung. Es beginnt mit Untersuchungen des Kleinkindes 

und reicht über vorschulische Untersuchungen bis hin 

zur Diabetes- und Krebsfrüherkennungsuntersuchung. 

Darüber hinaus besteht ein umfangreiches Programm 

von Schutzimpfungen. 
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3. Privilegien im Krankenhaus abschaffen 

Der freie und in seiner Würde unverletzliche Bürger 

steht für die CDU im Mittelpunkt der Planung und 

Reform des Krankenhauswesens. Das "Krankenhaus 

ohne Privilegien" ist von diesem Grundsatz getragen . 

Der Krankenhausplan unseres Landes garantiert eine 

leistungsfähige und bedarfsgerechte Versorgung aller 

Bürger mit Krankenhäusern. Sie sind netzartig über 

das Land verteilt und für alle Bürger in zumutbarer 

Entfernung erreichbar. Die verschiedenen Kranken­

häuser ergänzen einander hinsichtlich Aufgabenstel -

lung und Leistungsfähigkeit. 

Notwendige Reformen der inneren Struktur der Kran -

kenhäuser hat die CDU mit dem Krankenhausreform -

gesetz verwirklicht. Es verbessert entscheidend die 

Stellung 

der Patienten, 

der Ärzte, 

der Mitarbeiter 

im Krankenhaus. Es sichert grundsätzlich die Frei -

heit der gerade in unserem Land so wirksamen 

Initiative von freigemeinnützigen Krankenhausträgern. 
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Wichtigste Neuerungen dieses Gesetzes sind: 

Rechtliche Sicherung einer gleich guten 

ärztlichen, pflegerischen und medikamen -

tösen Versorgung aller Patienten. 

Gleiche Besuchszeiten und Möglichkeiten 

bei der Wahl der Verpflegung. 

Ein - oder Zweibettzimmer als Wahllei -

stung; dies aber unabhängig von der In -

anspruchnahme eines Arztes als Privat­

patient. 

Privatpatient für ärztliche Leistungen 

auch im Mehrbettzimmer. 

Beseitigung der Pflegeklassen und geson -

derter Privatstationen. 

Wahrung der Patienten-Interessen durch 

einen unabhängigen Patientenfürsprecher. 

Sozialer Beratungsdienst und schulische 

Betreuung im Krankenhaus. 

Überschaubare Fachabteilungen und Fach­

bereiche. 
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Zentraler Kr ankenhausbettennachweis. 

Grundsätzlich freie ärztli ehe Berufsaus -

übung auch im Krankenhaus. 

Verstärkung der Teamarbeit im Kranken­

haus. 

Leistungsgerechte Beteiligung ärztlicher 

Mitarbeiter an Liquidationserlösen. 

Die Reform des Krankenhauswesens in Rheinland -Pfalz hat 

im gesamten Bundesgebiet Beachtung und Anerkennung ge­

funden. 

Den Bürgern in Rheinland-Pfalz stehen schon heute an­

nähernd 30 000 Akut-Krankenhausbetten zur Verfügung. 

Für den Patienten bedeutet dies mehr Sicherheit, wenn 

er ärztliche und pflegerische Hilfe benötigt. 
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4. Den seelisch und geistig Kranken helfen 

Die CDU fordert: psychisch Kranke müssen den körper -

lieh Kranken in der sozialen Gesetzgebung gleichge­

stellt werden. 

Hilfe für seelisch und geistig Kranke ist heute ein zen-

. traler Punkt der Gesundheitspolitik. Psychische Erkran­

kungen zählen zu den häufigsten Erkrankungen in unserer 

Gesellschaft. Deshalb ist es von besonderer Wichtigkeit, 

diesen Kranken sowohl bei der ambulanten wie stationären 

Versorgung entsprechend den neuesten Erkenntnissen ei­

ne bestmögliche Heilungschance einzuräumen. Der Schwer­

punkt der klinischen Betreuung liegt heute in der Behand -

lung und in der Rehabilitation dieser Patienten. 

Durch Informationsarbeit soll darüberhinaus das ängst-

liche Mißtrauen weiter Kreise der Bevölkerung vor psychia­

trischer Behandlung und psychiatrischen Kliniken gegenüber 

abgebaut werden. 

Notwendige Ergänzungen zu der Versorgung im Akutkran­

kenhaus bilden die ambulanten gesundheits - und sozial -

pflegerischen Dienste, wie sie die CDU Rheinland-Pfalz 

zukunftsweisend in Form der Sozialstation entwickelt hat. 


